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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
es  kommt Bewegung in die WEG-
Rechtsprechung. Lange Zeit strahlte 
die singuläre und frühe Entschei-
dung des AG Konstanz in die Welt, 
wonach der Anbau von Aufzügen 
die Eigenart von Wohnanlagen 
tangiere und damit nicht als Mo-
dernisierung beschlossen werden 
könne. Dem widerspricht nun das 
Landgericht Frankfurt/M. und hält 
der Beurteilung den Modernisie-
rungsbegriff des BGH entgegen.  
 
Auch bei der Hausgeldabrechnung 
soll es nach dem Willen dieses 
Gerichts leichter werden. Die 
Verrechnung von Abschlägen und 
Gutschriften – allgemein geübte 
Praxis – nehme der Abrechnung 
nicht die notwendige Transparenz. 
Das gleiche Problem bestünde 

insoweit bei den zulässigerweise 
zusammengefassten Kostenarten. 
Auch deren Einzelbeträge könnten 
nur durch Belegeinsicht aufgeklärt 
werden. Dennoch sollte hier Zu-
rückhaltung geübt werden, vor 
allem wenn die Saldierung über 
mehrere Kostenarten desselben 
Gläubigers (Stadtwerke) möglich 
wäre.  
 
Schließlich hat der BGH mit der 
Rechtsprechung aufgeräumt, dass 
die zulässige Nutzung, vor allem des 
Teileigentums vom Gepräge der 
Wohnanlage und der Umgebung 
abhängen soll. Ein Matratzenstudio 
passt eben besser in die Kantstraße 
nach Berlin, als in die Wohnanlage 
neben der Schwarzwaldklinik. Die 
neue Freiheit wird auf wenig 

Gegenliebe bei den Eigentümern 
stoßen. Den Notaren wird einmal 
mehr eine neue Anforderung an die 
noch detailliertere Formulierung 
der Teilungserklärung vorgegeben. 
Bauträger sollten daher bei neuen 
Projekten mit dem Notar intensiv 
über Gestaltungsmöglichkeiten 
nachdenken. Der Schutz vor be-
stimmten Nachbaren ist übliche 
Formulierung in Gewerbemietver-
trägen und künftig auch Verkaufs-
argument von Wohnungen in 
gemischt genutzten Wohnanlagen. 
 
Sie finden sicherlich noch weitere 
spannende Informationen in dieser 
Ausgabe. Wir wünschen wie immer 
eine interessante Lektüre. 

 
 
 
  
   

Kurze Meldungen 
 
BGH kassiert Brandenburg zur 6-
Monatsverjährung 
Der BGH hat mit Urteil vom 
27.2.2019 (XII ZR 63/18) das Urteil 
des OLG Brandenburg vom 
19.6.2018 kassiert (vgl. ZIV 2019, 
18). Das OLG hatte einem Vermie-
ter den Erfolg seiner Klage versagt, 
weil der Mieter sich erfolgreich auf 
die Einrede der Verjährung nach 
§ 548 BGB berufen hätte. Vorlie-
gend sei der Fristbeginn nicht durch 
Übergabe, sondern durch den 
Annahmeverzug des Vermieters 
ausgelöst worden (so auch KG 
Berlin, a.a.O.). Der BGH sah dies 
anders. Die Rechtsfrage, ob der 
Fristbeginn auch durch Annahme-
verzug ausgelöst werden könne, 
ließ er dabei unbeantwortet, da das 
Schreiben des Mieters nicht so 
formuliert war, dass damit ein 
Annahmeverzug hätte begründet 
werden können. 
 

Keine unverzügliche Instandset-
zung begründet Haftung des 
Vermieters  
Am 9.9.2011 kam es in einer Ge-
werbeimmobilie zu einem Wasser-
eintritt aus Abwasserrohren. Der 
Vermieter ließ dies vier Tage später 
untersuchen. Es wurde ein Riss in 
der Leitung festgestellt. Der Ver-
mieter erteilte keinen Reparatur-
auftrag. Am 21.9.2011 kam es zu 
einem erneuten Wassereinbruch 
mit Schäden beim Mieter. Der 
Vermieter berief sich auf die Haf-
tungsbeschränkung im Mietvertrag 
(Haftung nur für grobe Fahrlässig-
keit und Vorsatz). Das OLG Bran-
denburg gab dem Mieter Recht. 
Der unterlassene Reparaturauftrag 
war fahrlässig. Die Haftungsbe-
schränkung war unwirksam, weil 
der Gegenausschluss für die Verlet-
zung von Leben, Körper und Ge-
sundheit fehlte (§§ 309 Nr. 7a, 307 

BGB), OLG Brandenburg, Urteil vom 
19.2.2019, 3 U 59/17. 
 
Solidarische Haftung für Kanalbe-
nutzungsgebühren 
Der WEG-Verwalter bezahlte die 
Gebühren in Höhe von  rund 31.000 
€ nicht.  Die Behörde setzte darauf-
hin den gesamten Betrag gegen 
einen einzelnen Eigentümer fest, 
der sich mit  Widerspruch und 
Klage vor dem  Verwaltungsgericht 
dagegen wandte. Er vertrat die 
Auffassung, dass er nur in Höhe  
seines Miteigentumsanteils hafte.  
Das OVG Bremen verwarf diesen 
Einwand im Beschluss vom 
23.11.2018 (2 B 194/18).  Die 
Gebühr knüpfe am Grundstücksei-
gentum an. Der Verband sei nicht 
Eigentümer des gemeinschaftlichen 
Grundstücks. Seit BGH-Urteil vom 
18.6.2009 (VII ZR 196/08, ZIV 2009, 
49) stehe fest, dass eine gesamt-
schuldnerische Haftung nach § 10 

Es grüßt herzlich  
Ihr Anwalt 

 
Heinz G. Schultze 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=04035cdb6ed7654ccc83f87de6abbcaf&nr=94773&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Abs. 8 WEG auch für Grundbesitz-
angaben gelte, IMR 2019, 165. 
 
Grundstückseigentümer haftet für 
Schaden des Nachbarn durch 
Fliegerbombe 
Nach einem Urteil des LG Mün-
chen I haftete die Gemeinde man-
gels Verschuldens nicht für den 
Schaden, der durch eine kontrol-
lierte Sprengung einer Fliegerbom-
be aus dem 2. Weltkrieg entstand. 
Das Gericht konstatierte aber eine 
Haftung des Nachbarn, auf dessen 
Grundstück die Fliegerbombe 
zündete. Der Nachbar hafte ver-

schuldensunabhängig für die 
Explosionsschäden nach § 906 Abs. 
2 Satz 2 BGB, Urteil vom 8.2.2017, 
15 O 23907/15, IMR 2019, 166. 
 
BGH erneut zur Saldoklage 
Der BGH hat in den Urteilen vom 
6.2.2019 (VIII ZR 54/18) und vom 
5.12.2018 (VIII ZR 194/17) erneut 
die Möglichkeit bestätigt, Mietzah-
lungsklagen als Saldoklage einzu-
reichen. Der Vermieter müsse in 
seiner Klage nicht erläutern mit 
welcher offenen Teilforderung 
(Nettomiete, Bk-Vorauszahlung) 
aus welchen Monat jeweils eine 

Verrechnung vorgenommen wurde. 
Vielmehr müsse die Forderungsauf-
stellung nachvollziehbar sein, 
indem neben den offenen Teilfor-
derungen und den Zahlungen die 
Höhe der geschuldeten Miete, der 
Vorauszahlungen und der Benen-
nung der Verrechnungsgrundsätze 
(hier: § 366 Abs. 2 BGB) angegeben 
würden. Dann sei eine Nachvoll-
ziehbarkeit der Klageforderung 
gegeben. 
 
 
 

 
 

Immobilienrecht 
 

 Zum Verhältnis des landesrechtlichen Nachbarschutzes und § 1004 BGB 
 

 
 
Ein Nachbar in Baden-
Württemberg störte sich an 
herübergewachsenen Ästen 
einer auf dem Nachbargrund-
stück stehenden Fichte. Er 
verklagte seinen Grundstücks-
nachbarn auf Kürzung der Äste 
bis zur Grundstücksgrenze. 
Dieser erhob die Einrede der 
Verjährung und gewann damit 
den Rechtsstreit durch alle drei 
Instanzen. 
 
Der für Immobilienrechtsstrei-
tigkeiten zuständige V. Zivilsenat 
führte im Urteil vom 22.2.2019 
aus, dass es nach § 1004 Abs. 1 
BGB ein Anspruch auf Beseiti-
gung herüberragender Äste 
gäbe, wenn die Benutzung des 
Grundstücks durch die herüber-

ragenden Äste beeinträchtigt 
werde. Liege keine Beeinträchti-
gung vor, sei der Bewuchs zu 
dulden, § 1004 Abs. 2 BGB i.V.m. 
§ 910 Abs. 2 BGB. Ob der Nach-
bar ganz unerhebliche Beein-
trächtigungen dulden müsse, 
bedürfe keiner Entscheidung, 
weil der Anspruch inzwischen 
verjährt sei und der Grund-
stücksnachbar diese Einrede 
erhoben hatte. 
 
Ein Ausschluss der Verjährung 
nach § 902 Abs. 1 BGB liege 
nicht vor. Nach dieser Vorschrift 
unterliegen im Grundbuch 
eingetragene Rechte keiner 
Verjährung. Diese Vorschrift 
erfasse nicht die Rechte aus 
§ 1004 BGB (vgl. BGH- Urteil 
vom 11.12.2015, V ZR 180/14 – 
ZIV 2016, 28). 
 
Ein Ausschluss der Verjährung 
folge auch nicht aus der Recht-
sprechung des BGH, wonach 
eine Verjährung von Unterlas-
sungsansprüchen nicht in Be-
tracht komme, wenn eine ein-
heitliche Dauerhandlung vorlie-

ge, die den rechtswidrigen 
Zustand dauernd aufrecht 
erhalte (vgl. BGH-Urteil vom 
12.6.2015, V ZR 168/14 – ZIV 
2015, 41). Um eine solche 
Störung handele es sich bei 
herüberragenden Ästen nicht. 
Der Anspruch auf Beseitigung 
der Störung entstehe in dem 
Zeitpunkt, in dem die Eigen-
tumsbeeinträchtigung (§ 910 
Abs. 2 BGB) infolge des Her-
überwachsens der Äste einset-
ze. Nehme der Nachbar in dieser 
Situation den Zustand länger als 
drei Jahre hin, könne er die 
Beseitigung im Interesse des 
Rechtsfriedens, der durch die 
Verjährung geschaffen werden 
solle, nicht mehr verlangen. Eine 
abweichende Beurteilung ergab 
sich nach Auffassung des Sena-
tes auch nicht aus dem Landes-
nachbarrecht Baden-
Württemberg. Ein Anspruch auf 
Zurückschneiden von Ästen sei 
nur für bestimmte Bäume und 
zwar Obstbäume (§ 23 Abs. 1 
und 2 NRG BW) geregelt, V ZR 
136/18.

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=68b4f938b84c292d38dfb1a54507aef1&nr=92637&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5433f70b2e9490690e6feab56ba85d23&nr=91157&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=021280e550a9f93ad81359c9df19b444&nr=94263&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=021280e550a9f93ad81359c9df19b444&nr=94263&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf


 

17  

Mietrecht 
Einfacher Mietspiegel hat Indizwirkung 

   

 
 
Die Mieter bewohnten seit 2003 
eine Wohnung mit rund 82 m² in 
Dresden. Die Vermieter forder-
ten die Mieter 2015 auf, einer 
Mieterhöhung um 25,06 € auf 
540 € zuzustimmen. Die Mieter 
verweigerten die Zustimmung. 
Die Klage der Vermieter wurde 
vom AG Dresden abgewiesen. 
Die Berufung der Vermieter 
hatte teilweise Erfolg. Die Mie-
ter wurden verurteilt, einer 
Mieterhöhung um 11,53 € auf 
526,47 € zuzustimmen.  
 
Die Mieter legten gegen das 
Berufungsurteil Revision zum 
Bundesgerichtshof ein. Dieser 
bestätigte die landgerichtliche 
Entscheidung im Urteil vom 
13.2.2019. Nach § 558 Abs. 1 
BGB könne ein  Vermieter die 

Zustimmung zu einer Erhöhung 
der Miete bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete verlangen, 
wenn die Miete wie im vorlie-
genden Fall mindestens seit 15 
Monaten unverändert geblieben 
ist. 
 
Die ortsübliche Vergleichsmiete 
werde nach § 558 Abs. 2 BGB 
aus den üblichen Entgelten 
ermittelt, die in der Gemeinde 
für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Be-
schaffenheit und Lage in den 
letzten vier Jahren vereinbart 
oder geändert worden seien. 
 
Die ortsübliche Vergleichsmiete 
sei auf der Grundlage von Er-
kenntnisquellen zu bestimmen, 
die die tatsächlichen und übli-
cherweise gezahlten Mieten 
abbilden. Eine solche Erkennt-
nisquelle sei für den Richter der 
Mietspiegel der Stadt Dresden.  
 
In einem ersten Schritt habe das 
Gericht auf der Grundlage 
generalisiert ermittelter wohn-
wertrelevanter Daten, wie 
Wohnungsgröße, Baujahr, 
Ausstattung und Wohnlage die 

einschlägige Mietpreisspanne 
festzustellen. In einem zweiten 
Schritt sei dann innerhalb der 
Spanne, ausgehend vom Mit-
telwert, anhand zusätzlicher 
einzelfallbezogener, den indivi-
duellen Wohnwert bestimmen-
der Faktoren, die Einzelver-
gleichsmiete zu ermitteln. 
 
Das Berufungsgericht habe dem 
Mietspiegel – gleichwohl diesem 
nicht die nach § 558 d Abs. 3 
BGB für den qualifizierten Miet-
spiegel vorbehaltene Vermu-
tungswirkung zukomme - im 
Rahmen seiner freien Beweis-
würdigung eine ausreichende 
Indizwirkung zugemessen, um 
die ortsübliche Miete im Wege 
der Schätzung zu ermitteln. 
(Anmerkung: Indizien sind 
Beweisanzeichen, die einen 
Rückschluss auf die eigentliche, 
tatbestandsausfüllende Tatsa-
che zulassen). An der auf dieser 
Grundlage vorgenommener 
Schätzung, die revisionsrechtlich 
nur eingeschränkt auf Fehler 
überprüfbar ist, hatte der BGH 
nichts auszusetzen, VIII ZR 
245/17. 

   

 
Kein Eintritt in den Mietvertrag durch Miteigentümer 

 
Die Eheleute waren gemeinsam 
Eigentümer eines Zweifamilien-
hauses. Sie bewohnten davon 
eine Wohnung und vermieteten 
die andere 2013. Danach wurde 
die Vermieterin durch Übertra-
gung des Miteigentumsanteils 
ihres Mannes Alleineigentüme-
rin der Immobilie.  
 

Sie kündigte das Mietverhältnis 
mit Schreiben vom 18.2.2016 
nach § 573a Abs. 1 BGB. Als der 
Mieter nicht auszog, erhob sie 
Räumungsklage. Die Mieter 
zogen schließlich aus. Beide 
Streitparteien erklärten darauf-
hin den Rechtsstreit für erledigt. 
Die Vermieterin beantragte, 
dem Beklagten die Kosten des 

Rechtsstreits aufzuerlegen, § 91 
a ZPO.  
 
Das Amtsgericht entsprach dem 
Antrag und beschloss, dass der 
Mieter die Kosten zu tragen 
habe, da er bei einer Fortset-
zung des Räumungsrechtsstreits 
voraussichtlich den Prozess 
verloren hätte. Hiergegen wand-
te sich nun der Beklagte mit 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=fa6e932da2a689e61f97950f1092d283&nr=93108&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=fa6e932da2a689e61f97950f1092d283&nr=93108&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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einer sofortigen Beschwerde. 
Das Landgericht hob den Be-
schluss auf und wies der Ver-
mieterin die Kosten des Rechts-
streits zu. Die zugelassene 
Rechtsbeschwerde brachte den 
Streit schließlich zum BGH. Der 
VIII. Zivilsenat entschied im 
Beschluss vom 9.1.2019, dass 
die Vermieterin die Kosten zu 
tragen habe, weil sie voraus-
sichtlich den Rechtsstreit verlo-
ren hätte. Die von ihr ausge-
sprochene Kündigung sei un-
wirksam gewesen. Sie hätte 

zusammen mit ihrem Ehemann 
die Kündigung aussprechen 
müssen. Sie sei durch die Über-
tragung des Miteigentumsan-
teils nicht alleinige Vermieterin 
nach § 566 BGB geworden. Nach 
dem Wortlaut der Norm trete 
ein Dritter in einen inhaltsglei-
chen Mietvertrag ein, wenn der 
Vermieter die Mietsache veräu-
ßere. Mit dieser gesetzlichen 
Regelung  solle der Mieter 
geschützt werden. Diesen 
Schutz bedürfe es in der vorlie-
genden Konstellation allerdings 

nicht, weil die Vermieterin 
während des gesamten Miet-
verhältnisses in der Vermieter-
position war.  
 
Eine analoge Anwendung der 
Rechtsnorm komme nicht in 
Frage, weil keine ungewollte 
Regelungslücke gegeben sei und 
ersichtlich auch keine Interes-
senidentität (des Mieters) 
vorliege, Beschluss vom 
9.1.2019, VIII ZB 26/17. 

 
 
 

Gewerbemietrecht 
 

Keine Verpflichtung zu Schönheitsreparaturen bei unrenovierter Überlassung 

 

 
 
Der BGH hat bereits mit Urteil 
vom 18.3.2015, VIII ZR 185/14 – 
ZIV 2015, 16 entschieden, dass 
die Übertragung der laufenden 
Schönheitsreparaturen durch 
Formularvertrag unwirksam ist, 
wenn dem Mieter die Mieträu-
me unrenoviert oder renovie-
rungsbedürftig übergeben 
wurden. Das OLG Dresden hat 
im Beschluss vom 6.3.2019 (5 U 

1613/18) diese Rechtsprechung 
auf Gewerberaum ausgedehnt. 
Ein Unternehmen hatte mehre-
re Wohnungen für die Überlas-
sung von Messegästen und 
Mitarbeitern mit einer Schön-
heitsreparaturklausel im Miet-
vertrag angemietet. Die Räume 
waren schon bei der Übergabe 
in einem abgewohnten Zustand. 
Der Vermieter forderte gleich-
wohl nach der Beendigung des 
Mietvertrages 30.000 € für 
Schönheitsreparaturen.  
 
Das Oberlandesgericht Dresden 
entschied, dass die Anmietung 
von Wohnraum vorliegend als 
Gewerberaummietverhältnis zu 

qualifizieren sei, weil die Miete-
rin als juristische Person über-
haupt keinen eigenen Wohnbe-
darf haben könne. Die sich 
hieran anschließende Frage, ob 
die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs zu Schönheits-
reparaturen im Wohnraum-
mietverhältnis auch auf Gewer-
beraum übertrag bar ist, bejahte 
der Senat. Auch insoweit liege 
eine unangemessene Benachtei-
ligung des Vertragspartners vor 
(§ 307 Abs. 1 BGB), der andern-
falls Gebrauchsspuren auf seine 
Kosten beseitigen müsse, die 
der Vormieter verursacht habe. 

 

 
Auslegungsstreit zur mietvertraglichen Umlageregelung 

 
Der Bundesgerichtshof kassierte 
mit seinem Urteil vom 
30.1.2019 ein Urteil des Ober-
landesgerichts Frankfurt/M., 
weil das OLG die Umlageverein-

barung zu den Heizkosten seiner 
Meinung nach falsch ausgelegt 
hatte. Bei dem Mietverhältnis 
handelte es sich um Praxisflä-
chen einer chirurgischen Ge-

meinschaftspraxis in einem 
Geschäftshaus. 
 
Im Mietvertrag hatten die 
Vertragsparteien die Umlage der 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=078d949335a261ced2136ed13f83ac4a&nr=92025&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://www.justiz.sachsen.de/esamosplus/pages/index.aspx
https://www.justiz.sachsen.de/esamosplus/pages/index.aspx
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Betriebskosten nach § 27 II. BV 
unter Bezahlung von monatli-
chen Vorauszahlungen verein-
bart. Zu den verbrauchsabhän-
gigen Kosten war vereinbart: Die 
Ermittlung/Verteilung der Heiz- 
und Warmwasserkosten/ Kalt-
wasserkosten erfolgt durch 
messtechnische Ausstattungen 
zur Verbrauchserfassung (…) 
nach dem von der G-KG gem. §§ 
7 und 10 der HeizkV bestimmten 
Abrechnungsmaßstab. 
 
Das Gebäude verfügte über eine 
mit Gas betriebene Sammelhei-
zung. Diese versorgte die Einhei-
ten einerseits über Heizkörper 
mit Wärme, andererseits erfolg-
te die Versorgung mit Wärme 
über eine Lüftungsanlage. Die 
Abrechnung wurde u.a. streitig, 

weil die Vermieterin die Kosten 
der Lüftungsheizung nach Fläche 
vorgenommen hatte. Dies war 
nach Auffassung des OLG Frank-
furt/M. auch eine zulässige 
Kostenverteilung, weil die 
Verbrauchserfassung über die 
Lüftungsheizung mit unverhält-
nismäßig hohen Kosten verbun-
den wäre, § 11 Abs. 1 Nr. 1b 
HeizkV. Auch könne eine Einwir-
kung auf das Nutzerverhalten 
nicht erzielt werden, da der 
Lüftungsheizung eine Regulie-
rungsmöglichkeit fehle, so dass 
keine Energieeinsparung zu 
erzielen sei. Die Lüftungsheizung 
sorge nur für eine Grundtempe-
ratur von 18 Grad Celsius in den 
Räumlichkeiten aller Nutzer. Die 
Regelung im Mietvertrag sei so 
zu verstehen, dass eine Erfas-

sung der Heizkosten nur dort 
erfolgen solle, wo dies wegen 
der Möglichkeit einer Nutzer-
steuerung zur Inanspruchnahme 
der Wärme sinnvoll sei. Sie finde 
daher für die Lüftungsheizung 
keine Anwendung. 
 
Die Richter des XII. Zivilsenats 
vermochten dieser Auslegung 
des Mietvertrages nicht zu 
folgen. Die Regelung lasse nicht 
erkennen, dass auch ver-
brauchsunabhängige Heizkosten 
vom Mieter geschuldet sein 
sollen. Richtigerweise seien 
daher die verbrauchsunabhän-
gigen Kosten der Lüftungshei-
zung überhaupt nicht umlagefä-
hig, XII ZR 46/18. 

 
 
 

WEG-Recht 
 

Fortgeltungsbeschluss ist für den Wirtschaftsplan zulässig 
 

 
 
Mit Urteil vom 14.8.2018 hat 
der BGH streitige Rechtsfragen 
zum sog. Fortgeltungsbeschluss 
beantwortet. Bei einer Woh-
nungseigentümerversammlung 
2014 wurde über den Wirt-
schaftsplan mit folgendem 
Antrag positiv beschlossen: Der 
Verwalter stellt den Antrag, den 
Gesamtwirtschaftsplan 2015 zu 
genehmigen, der so lange Gül-
tigkeit hat, bis über einen neuen 
Wirtschaftsplan beschlossen 
wird.  

Hiergegen wandte sich ein 
Wohnungseigentümer mit 
seiner Beschlussmängelklage, 
die allerdings nicht in der ge-
setzlich vorgeschriebenen Frist 
von einem Monat nach Be-
schlussfassung erhoben wurde. 
Der BGH prüfte daher nur die 
Nichtigkeit der Beschlussfas-
sung. 
 
Der V. Zivilsenat führte in den 
Urteilsgründen aus, dass das 
Berufungsgericht zutreffend 
entschieden habe, dass der 
gefasste Beschluss nicht nichtig 
sei. Aus § 28 Abs. 5 WEG folge 
die Kompetenz der Wohnungs-
eigentümer zu beschließen, dass 
ein konkreter Wirtschaftsplan 
bis zur Beschlussfassung über 
den nächsten Wirtschaftsplan 

fortgelten solle. Der Wirt-
schaftsplan sei Grundlage der 
Vorschusspflicht der Woh-
nungseigentümer, § 28 Abs. 2 
WEG. Mit dem Auslaufen des 
Kalenderjahres, für den der 
Wirtschaftsplan aufgestellt 
worden sei, ende auch die 
Vorschusspflicht der Woh-
nungseigentümer. Verzögere 
sich die Beschlussfassung über 
einen neuen Wirtschaftsplan im 
Folgejahr könne es daher zu 
Liquiditätslücken in der Finanz-
ausstattung der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft kom-
men. Daher bestehe ein prakti-
sches Bedürfnis dafür, dass die 
Wohnungseigentümer die 
Fortgeltung des aktuellen Wirt-
schaftsplanes beschließen 
könnten. 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c515257f9fe81ce020bb91b8e731f88b&nr=92907&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Streitig sei aber, ob ein konkre-
ter Fortgeltungsbeschluss einer 
Befristung bedürfe. Teilweise 
werde angenommen, dass ein 
Beschluss nichtig sei, der nicht 
die Einschränkung versähe, dass 
der Wirtschaftsplan nur bis zur 
Beschlussfassung eines neuen 
Wirtschaftsplanes im Folgejahr 
gelten solle. Nach einer anderen 
Ansicht bedürfe es dieser Ein-
schränkung nicht. Dieser Ansicht 
schloss sich der BGH an. Die 
Formulierung einer zeitlichen 

Befristung sah der Senat als 
nicht erforderlich an. Damit 
werde keine abstrakt-generelle 
Regelung geschaffen, für die 
Wohnungseigentümer keine 
Beschlusskompetenz hätten. 
Dennoch bestehe ohne diese 
Einschränkung die Gefahr, dass 
sich die Aufstellung eines neuen 
Wirtschaftsplans auf unbe-
stimmte Zeit verzögern könne. 
Die Rechte der Wohnungseigen-
tümer würden hierdurch nicht 
beschnitten, weil sie die Aufstel-

lung eines Wirtschaftsplanes 
vom Verwalter fordern könnten 
(§ 28 Abs. 1 WEGS) und diesen 
Anspruch im Verfahren nach 
§ 43 Nr. 3 WEG auch gerichtlich 
durchsetzen könnten. Zudem sei 
der Verwalter auch in Ansehung 
eines Fortgeltungsbeschlusses 
nicht von seiner Pflicht entbun-
den, auch für das folgende 
Kalenderjahr einen Wirtschafts-
plan aufzustellen, über den die 
Wohnungseigentümer dann zu 
beschließen hätten, V ZR 2/18. 

 

 
Erstattungsansprüche des Wohnungseigentümers 

 
Der BGH hat sich im Urteil vom 
26.10.2018 abermals mit Haf-
tungsfragen der Wohnungsei-
gentümer und der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft befasst. 
Die Wohnungseigentümerge-
meinschaft bestand aus nur 
zwei Mitgliedern, wobei ein 
Mitglied eine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts war. Die 
Verwaltung der Immobilie 
erfolgte über lange Zeiträume 
nicht ordnungsgemäß. So gab es 
fast drei Jahre lang keinen 
Verwalter und es gab über lange 
Zeiträume auch keine Versamm-
lungen, Wirtschaftspläne oder 
Abrechnungen. Der Einzeleigen-
tümer bemühte sich mehrfach 
vergeblich um Beschlussfassun-
gen im Umlaufverfahren. Zu-
mindest ein Gemeinschaftskon-
to wurde im Laufe der Zeit 
eingerichtet. Das verfügte 
indessen nicht über hinreichen-
de Geldmittel, um die laufenden 
Verbindlichkeiten der WEG zu 
bezahlen. So wurde die Gebäu-
deversicherung nicht bezahlt, 
was zur fristlosen Kündigung des 
Versicherungsvertrages führte. 
Der einzelne Wohnungseigen-
tümer bezahlte die ausstehende 

Prämie von rund 3.700 €, so 
dass die Kündigung unwirksam 
wurde. Das Verwaltungskonto 
wies zu diesem Zeitpunkt ein 
Guthaben von rund 161 € auf. 
Der Wohnungseigentümer 
forderte von der Miteigentü-
mer-GbR die Erstattung der 
Auslagen in Höhe deren Mitei-
gentumsanteils (92%). Als diese 
nicht leistete, klagte der Woh-
nungseigentümer gegen die 
GbR. Er verlor durch alle drei 
Instanzen hindurch. 
 
Der V. Zivilsenat bestätigte die 
auf Klageabweisung lautenden 
Urteile mit dem Fehlen einer 
Anspruchsgrundlage. Nach ganz 
herrschender Auffassung habe 
der Wohnungseigentümer in 
dieser Konstellation einen 
Erstattungsanspruch gegen die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft. Meinungsverschieden-
heiten bestünden nur hinsicht-
lich der rechtlichen Begründung 
des Anspruchs (berechtigte 
Geschäftsführung ohne Auftrag, 
§§ 683, 670 BGB, Notgeschäfts-
führung, § 21 Abs. 2 WEG i.V.m. 
§ 670 BGB, § 110 HGB analog 
bzw. ergänzend auch § 774 Abs. 

1 BGB). Werde der einzelne 
Eigentümer für den Verband 
tätig, richte sich der Erstat-
tungsanspruch daher grundsätz-
lich gegen diesen, weil er 
Schuldner der Verbindlichkeit 
sei (§ 10 Abs. 6 Satz 2 WEG) und 
nicht gegen die übrigen Woh-
nungseigentümer. 
 
Ein Anspruch ergäbe sich auch 
nicht aus § 10 Abs. 8 WEG. Nach 
dieser Norm haftet jeder Woh-
nungseigentümer einem Gläubi-
ger des Verbandes in Höhe 
seines Miteigentumsanteils 
(§ 16 Abs. 1 Satz 2 WEG). Der 
Wohnungseigentümer vertrat 
die Auffassung, dass er hierüber 
einen bereicherungsrechtlichen 
Anspruch gegen die GbR in 
Höhe des Miteigentumsanteils 
(92%) habe. Diese Rechtsansicht 
fand bei den Karlsruher Bundes-
richtern keinen Anklang. Nach 
Darstellung der vielfältigen 
Rechtsansichten in Lehre und 
Rechtsprechung hierzu erläuter-
ter der Senat den Anwendungs-
bereich von § 10 Abs. 8 WEG 
folgendermaßen. Die Haftungs-
norm erfasse grundsätzlich die 
Ansprüche von außenstehenden 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c515257f9fe81ce020bb91b8e731f88b&nr=92907&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Dritten und nicht von Woh-
nungseigentümern. Wohnungs-
eigentümer könnten sich auf 
diese Haftungsnorm nur beru-
fen, wenn sie einen Anspruch 
gegen den Verband erworben 
haben, der gerade nicht auf 
ihrer Stellung als Miteigentümer 
beruhe. Hänge der Anspruch 
untrennbar mit der Stellung als 
Wohnungseigentümer zusam-
men, sei die Norm nicht an-
wendbar. 
 
Als konkretes Beispiel nannte 
der Senat den Anspruch des 
einzelnen Wohnungseigentü-
mers auf Auszahlung eines 
Abrechnungsguthabens aus 
einer Jahresabrechnung. Diese 
aus dem Gemeinschaftsverhält-
nis entspringenden, im Gesell-
schaftsrecht „Sozialverbindlich-

keiten“ genannten Schulden des 
Verbandes begründeten keine 
anteilige Haftung der anderen 
Eigentümer in Höhe ihres An-
teils nach § 10 Abs. 8 WEG. 
Gleiches gelte für Aufwen-
dungsersatzansprüche des 
einzelnen Eigentümers, die ihm 
wegen der Begleichung von 
Verbindlichkeiten des Verban-
des diesem gegenüber zustün-
den. Dieser Anspruch stünde in 
einem untrennbaren Zusam-
menhang mit der Stellung als 
Wohnungseigentümer (§ 16 
Abs. 2 WEG). 
Dieser Durchgriff eines Woh-
nungseigentümers gegen die 
anderen Wohnungseigentümer 
komme bei Sozialverbindlichkei-
ten - ungeachtet der im Innen-
verhältnis geltenden Pflicht zu 
Tragung der Kosten - auch dann 

nicht in Betracht, wenn das 
Verbandsvermögen nicht genü-
gend sei, um die Aufwendungen 
des Wohnungseigentümers zu 
erstatten. 
 
Offen gelassen hat der Senat, ob 
im Falle der Außenhaftung nach 
§ 10 Abs. 8 WEG die Eigentümer 
in Höhe ihres Miteigentumsan-
teils auch dann haften, wenn es 
in der Gemeinschaft einen 
abweichend vereinbarten Ver-
teilungsmaßstab gäbe, V ZR 
279/17. 
 
Der Wohnungseigentümer wird 
nun den Verband verklagen 
müssen, was indessen vermut-
lich an der zwischenzeitlich 
eingetretenen Verjährung 
scheitern wird.  

 

 
BGH kassiert Rechtsprechung zum prägenden Zuschnitt von Wohnanlage und Umfeld 

 
Der Bundesgerichtshof musste 
sich im Urteil vom 8.3.2019 
einmal mehr mit der Frage der 
zulässigen Nutzung einer Son-
dereigentumseinheit auseinan-
der setzen. Ein Sondereigentü-
mer besaß zwei Teileigentums-
einheiten, die in der Teilungser-
klärung mit „Laden“ bezeichnet 
wurden. Darin betrieb eine 
gewerbliche Mieterin eine 
Einrichtung zur Vermeidung von 
Obdachlosigkeit. Die Einrichtung 
nahm aufgrund vertraglicher 
Vereinbarung mit dem Bezirks-
amt Berlin tageweise Obdachlo-
se auf. Die Räume wurden dabei 
dergestalt genutzt, dass jeweils 
zwei Obdachlose in einem Raum 
untergebracht wurden. Küche, 
Toilette und Bad wurden als 
Gemeinschaftseinrichtungen 
geführt. 

In einer Eigentümerversamm-
lung 2015 beschlossen die 
Wohnungseigentümer mehr-
heitlich den Sondereigentümer 
auf Unterlassung dieser Nutzung 
in Anspruch zu nehmen. Das 
Amtsgericht Berlin gab der Klage 
auf Unterlassung der Nutzung 
der Teileigentumseinheiten zu 
Wohnzwecken statt. Die Beru-
fung hatte nur dahingehend 
Erfolg, dass der Sondereigentü-
mer verurteilt wurde, alles 
Zumutbare und Mögliche zu 
unternehmen, dass eine Über-
lassung der Räume an Obdach-
lose unterbleibt. Die Revision 
hatte dagegen Erfolg. Der BGH 
änderte die Urteile und wies die 
Klage ab. 
 
Der V. Zivilsenat führte im Urteil 
vom 8.3.2019 aus, dass der 
Wohnungseigentümergemein-

schaft ein Unterlassungsan-
spruch aus § 15 Abs. 3 WEG 
nicht zustünde. Die Nutzung als 
Unterkunft für Obdachlose sei 
nicht der Nutzungsart „Woh-
nen“ zuzuordnen. Nach der 
Rechtsprechung des BGH diene 
eine Nutzung als Heim oder 
heimähnliche Einrichtung nicht 
Wohnzwecken (vgl. BGH-Urteil 
vom 27.10.2017, V ZR 193/16 
(Asylunterkunft) – ZIV 2017, 80). 
 
Für den Senat stellte sich daher 
nur noch die Frage, ob die als 
„Laden“ in der Teilungserklä-
rung angegebene Nutzungsart 
die Verwendung als Obdachlo-
senheim zulässt oder nicht. Die 
Angabe erschien dem BGH nicht 
hinreichend klar. Eine eindeuti-
ge Zweckbestimmung enthalte 
nur die einleitenden Formulie-
rungen der Teilungserklärung, 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=51463e2afc7be6af97ae2168c22417f0&nr=93945&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=51463e2afc7be6af97ae2168c22417f0&nr=93945&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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die nach Wohn- bzw. Teileigen-
tum differenzierte. Lediglich im 
Aufteilungsplan fand sich die 
Bezeichnung „Laden“. In ähnli-
cher Weise würden aber Be-
zeichnungen wie „Wohnung“ 
oder „Dachraum“ vorgenom-
men. Da das Gebäude erst im 
Bestand, also nachträglich 
aufgeteilt worden sei, ließe sich 
diese Bezeichnung nur so deu-
ten, dass hierdurch nur die 
Feststellung der Zugehörigkeit 
der jeweiligen Räumlichkeiten 
erleichtert werden sollte. Eine 
Regelung der Zweckbestimmung 
konnte der Senat in diesen 
Bezeichnungen nicht erkennen. 
 
Demzufolge dürften die Einhei-
ten des Sondereigentümers 
zwar nicht zum Wohnen, aber 
im Grundsatz zu jedem anderen 
Zweck genutzt werden (vgl. 
BGH-Urteil vom 23.6.2017, V ZR 
102/16 – ZIV 2017, 52. BGH-
Urteil vom 27.10.2017, V ZR 
193/16 – ZIV 2017, 80). Damit 
bewege sich die Nutzung zur 
Unterbringung von wohnungslo-
sen Personen im Rahmen der 
Zweckbestimmung. 
 
In der obergerichtlichen Recht-
sprechung werde demgegen-
über einschränkend angenom-
men, dass der Charakter der 
Wohnanlage und sein prägendes 
örtliches Umfeld eine ein-
schränkende Auslegung der 
Teilungserklärung erforderlichen 

machen könne (KG NJW-RR 
1989, 140, OLG Düsseldorf, NZM 
2002, 259, BayObLG, FGPrax 
2005, 11). Dieser Ansicht trat 
der WEG-Senat beim BGH 
entgegen. Halte sich eine Nut-
zung von Wohn- bzw. Teileigen-
tum im Rahmen der Zweckbe-
stimmung, könne sich ihre 
Unzulässigkeit nicht aus dem 
Charakter der Anlage und den 
diesen prägenden örtlichen 
Verhältnissen ergeben.  
 
Dies habe indessen nicht zur 
Folge, dass jede von einer zuläs-
sigen Nutzung ausgehende 
Beeinträchtigung von den Mit-
eigentümern hingenommen 
werden müsse. Nach § 14 Nr. 1 
WEG dürfe jeder Sondereigen-
tümer nur in solcher Weise sein 
Sondereigentum gebrauchen, 
als dass keinem anderen Son-
dereigentümer über das bei 
einem geordneten Zusammen-
leben unvermeidliche Maß 
hinaus ein Nachteil erwachse. 
Nachteilig sei jede nicht ganz 
unerhebliche Beeinträchtigung. 
Sie müsse konkret und objektiv 
sein. Entscheidend sei, ob sich 
nach der Verkehrsanschauung 
ein Wohnungseigentümer in der 
entsprechenden Lage verständ-
licherweise beeinträchtigt 
fühlen dürfe (vgl. BGH-Urteil 
vom 1.6.2012, V ZR 195/11 – ZIV 
2012, 48, BGH-Urteil vom 
4.12.2012, V ZR 224/11 – ZIV 
2013, 12, BGH-Urteil vom 

24.1.2014, V ZR 48/13 - ZIV 
2014, 8). 
 
Ein solches Verhalten könne in 
dem Rauchen im Innenhof, dem 
Hinterlassen von Zigarettenkip-
pen im Eingangs- und Hofbe-
reich sowie in dem Nichtschlie-
ßen der Türen, dem Klingeln bei 
anderen Hausbewohnern oder 
der Verschmutzungen der 
Wohnanlage gesehen werden. 
Daraus ergebe sich jedoch nicht 
die von der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft beanspruchte 
Rechtsfolge einer Nutzungsun-
tersagung im Sinne von § 15 
Abs. 3 WEG. Vielmehr stünde ihr 
nur ein Anspruch auf Unterlas-
sung der konkreten Beeinträch-
tigung gegen den Eigentümer 
zu, von dessen Einheit diese 
ausginge (vgl. BGH-Urteil vom 
27.10.2017, V ZR 193/16 – ZIV 
2017, 80, BGH-Urteil vom 
18.11.2016, V ZR 221/15 – ZIV 
2016, 84). Dieser Anspruch 
könne durch eine Unterlas-
sungsklage und als ultima ratio 
im Wege der Entziehungsklage 
nach §§ 18, 19 WEG durchge-
setzt werden, V ZR 330/17. 
Anmerkung: Die Vermietung der 
Wohnung an Feriengäste, z.B. 
über Airbnb hat der BGH dem-
gegenüber als Wohnnutzung 
eingestuft, vgl. BGH-Urteil vom 
15.1.2010, V ZR 72/09 – ZIV 
2010, 10. 

 

 
Die Eigentümerversammlung kann keine Vertragsstrafen beschließen 

 
Eine Wohnungseigentümerge-
meinschaft im Gerichtssprengel 
des Amtsgerichts Bonn verfügte 
über sehr restriktive Regelungen 
in der Gemeinschaftsordnung. 
So sollte die Vermietung, Ver-

pachtung oder sonstige Ge-
brauchsüberlassung der Woh-
nung der Zustimmung des 
Verwalters bedürfen. Die Zu-
stimmung sollte nur aus wichti-
gem Grund versagt werden 

dürfen. In einer Eigentümerver-
sammlung 2012 fassten die 
Eigentümer folgenden Be-
schluss: Miteigentümer, die 
ohne die erforderliche Zustim-
mung der Verwalterin einen 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=fe968818fddd6aafc37c7cc5c3953137&nr=93915&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Mietvertag über eine Wohnung 
abschließen (…), sind verpflich-
tet, der Gemeinschaft einen 
Ausgleichsbetrag in Höhe von 
500 € zu zahlen. Die Zahlungs-
pflicht erhöht sich auf mindes-
tens 2.000 € und höchstens 
4.000 € für jeden angefangenen 
Monat der Gebrauchsüberlas-
sung, wenn ein wichtiger Grund 
für die Versagung der Zulassung 
vorlag. 
 
Gestützt auf die Behauptung, 
ein Wohnungseigentümer habe 
seine Wohnung in sechs Fällen 
ohne Zustimmung des Verwal-
ters kurzzeitig an arabische 
Gäste („Medizintouristen“) 
vermietet, forderte die Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
eine von diesem Eigentümer 
eine Vertragsstrafe von insge-
samt 12.000 €. Als dieser nicht 
bezahlte, klagte die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft und 

obsiegte vor dem Amtsgericht 
Bonn. Das Landgericht Köln hob 
auf die Berufung des Woh-
nungseigentümers die Entschei-
dung auf und wies die Klage ab. 
Der Revision der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft zum 
BGH blieb der Erfolg versagt. 
 
Der BGH begründete seine 
Entscheidung mit der fehlenden 
Beschlusskompetenz der Woh-
nungseigentümerversammlung. 
Der Beschluss sei in der Folge 
nichtig (vgl. BGH-Beschluss vom 
20.9.2000, V ZB 58/99, BGH-
Urteil vom 13.10.2017, V ZR 
305/16 – ZIV 2018, 12). Die von 
der Wohnungseigentümerge-
meinschaft vertretene Auffas-
sung, dass sich eine Beschluss-
kompetenz aus § 21 Abs. 7 WEG 
ergäbe, sei nicht zutreffend. 
Nach dieser Vorschrift könnten 
Regelungen zur Art und Weise 
von Zahlungen, der Fälligkeit 

und der Folgen des Verzugs 
sowie der Kosten für eine be-
sondere Nutzung des Gemein-
schaftseigentums oder für einen 
besonderen Verwaltungsauf-
wand beschlossen werden. 
Keines dieser Tatbestands-
merkmale sei vorliegend erfüllt. 
Die Geldbeträge für Zuwider-
handlungen beim Genehmi-
gungserfordernis von Vermie-
tungen zeigten vielmehr, dass 
eine Vertragsstrafe beschlossen 
werden sollte. In der Gesetzes-
begründung zur WEG-Novelle 
sei zwar ein Beispiel mit einer 
Vertragsstrafe zur Erläuterung 
gebildet worden; hierbei hande-
le es sich aber um Versehen. Der 
Gesetzestext decke die Be-
schlussfassung zur Schaffung 
von Tatbeständen mit Vertrags-
strafe nicht, Urteil vom 
22.3.2019, V ZR 105/18. 

 
 

Verrechnung von Einnahmen und Ausgaben in der WEG-Abrechnung 
 
In der Rechtsprechung (z.B. OLG 
Hamm, ZMR 2001, 1001) wird 
die Verrechnung von Einnahmen 
und Ausgaben kritisiert, weil 
hierdurch der WEG-
Hausgeldabrechnung zusätzlich 
die notwendige Transparenz 
genommen wird. Das LG Frank-
furt/Main hat mit Urteil vom 
28.6.2018 (2-13 S 97/17) sich 
anders positioniert. Die Nichtzu-
lassungsbeschwerde zum BGH 
war erfolglos (BGH-Beschluss 
vom 7.2.2019, V ZR 190/18). 
 
Die Verwalterin hatte in der 
Jahresabrechnung zwei Gut-
schriften der Wasserwerke nicht 
als Einnahmen aufgeführt, 
sondern mit Wasserkosten 

verrechnet. Die gegen den 
Abrechnungsbeschluss gerichte-
te Anfechtungsklage hatte vor 
dem AG Marburg Erfolg. Auf die 
Berufung der Beklagten kassier-
te das Frankfurter Landgericht 
das vorgerichtliche Urteil und 
wies die Klage ab. Die Nachvoll-
ziehbarkeit der Abrechnung sei 
nicht zu beanstanden. Die 
Abrechnung könne auch nicht 
insgesamt ungültig sein, son-
dern lediglich hinsichtlich der 
Abrechnungsposition „Wasser“. 
Grundsätzlich sei eine Saldie-
rung unzulässig, die eine Ver-
mengung von Einnahmen und 
Ausgaben schaffe und sich 
damit negativ auf die Übersicht-
lichkeit der Abrechnung auswir-

ke. Ein solcher Fehler tangiere 
allerdings nicht den Abrech-
nungsbeschluss, weil die Nach-
vollziehbarkeit der Abrechnung 
hierunter nur geringfügig leide. 
Da es zulässig sei, in den Jahres-
abrechnungen verschiedene 
Ausgabenpositionen zusammen 
zu fassen, müsse der Eigentü-
mer zur Nachvollziehbarkeit 
dieser Sammelpositionen Bele-
geinsicht nehmen. Nichts ande-
res könne daher für die Ver-
rechnung mit Gutschriften 
gelten, da der Aufwand insoweit 
kein anderer sei. Die Abrech-
nung sei daher auch bei einer 
Verrechnung aus sich selbst 
heraus verständlich. 
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Balkonanbau verändert nicht Eigenart der Wohnanlage 
 
Nach § 22 Abs. 2 WEG können 
Wohnungseigentümer Moder-
nisierungsmaßnahmen mit 
doppelt qualifizierter Mehrheit 
beschließen. Die Maßnahme 
darf indessen nicht die Eigenart 
der Wohnanlage ändern. Das 
AG Konstanz hatte hierzu 2007 
entschieden, dass ein Bal-
konanbau als Modernisie-
rungsmaßnahme ausscheide, 
weil die Eigenart der Wohnan-
lage verändert werde (Urteil 
vom 25.10.2007, NJW 2007, 
3728 – ZIV 2007, 74). 
 
Das Landgericht Frankfurt/Main 
ist dieser Rechtsansicht im 
Urteil vom 12.11.2018 (2-09 S 
34/18) entgegen getreten. Es 
bestätigte die Ansicht des AG 
Frankfurt, wonach die Eigenart 

nicht tangiert werde. Für eine 
solche Annahme bedürfe es 
einer erheblichen nachteiligen 
optischen Beeinträchtigung der 
Wohnanlage, die nicht gegeben 
sei. Im zugrunde liegenden Fall 
besaßen zwei Häuser der 
Mehrhausanlage bereits einen 
Balkon. Mit dem Modernisie-
rungsbeschluss sollte auch das 
letzte Haus Balkone bekommen. 
 
Die gesetzliche Regelung soll 
eine Anpassung von WEG-
Wohnanlagen an die Erforder-
nisse der Zeit möglich machen. 
Dabei sei ein großzügiger Mo-
dernisierungsbegriff anzuwen-
den. Demnach genüge es, dass 
die Maßnahme aus der Sicht 
eines verständigen Wohnungs-
eigentümers eine sinnvolle 

Neuerung darstelle, die voraus-
sichtlich geeignet sei, den 
Gebrauchswert des Wohnungs-
eigentums nachhaltig zu erhö-
hen (vgl. BGH-Urteil vom 
14.12.2012, V ZR 224/11 – ZIV 
2013, 12). Die Erhöhung des 
Gebrauchswertes könne sich 
auf das gemeinschaftliche 
Eigentum oder das Sonderei-
gentum bzw. auf beides auswir-
ken, wobei eine sinnvolle Neue-
rung vorliege, wenn die be-
stimmungsgemäße Nutzung des 
Wohnungseigentums beque-
mer, sicherer, gesünder, ange-
nehmer oder weniger arbeits-
aufwendig werde und die 
entstehenden Kosten nicht 
außer Verhältnis zu dem erziel-
ten Vorteil stünden, ZMR 2019, 
212.

 
 
 

Maklerrecht 
 

Zur Zahlungspflicht bei Weitergabe der Maklerinformationen 
 

 
 
Dem BGH wurde einmal mehr 
ein Fall zur Zahlungspflicht einer 
Maklerprovision bei Weitergabe 
der Informationen unterbreitet. 
Die Maklerin bot eine Immobilie 
in Wiesbaden  zu einem Preis 
von 460.000 € zum Verkauf an. 
Eine Interessentin besichtigte 
das Objekt und unterschrieb 
anschließend den Maklerver-
trag, in dem sie sich für den Fall 
des Vertragsabschlusses zur 

Bezahlung einer Maklerprovi-
sion von 5% zzgl. Mehrwert-
steuer verpflichtete. Im Vertrag 
war ferner vereinbart, dass die 
Informationen der Maklerin zum 
Kaufangebot vertraulich zu 
behandeln sind und nicht an 
Dritte weiter gegeben werden 
dürften. 
 
An einem weiteren Besichti-
gungstermin nahm neben der 
Maklerkundin auch deren Sohn 
teil. Dieser zeigte auch Interesse 
an der Immobilie und verhan-
delte mit der Maklerin. Schließ-
lich sagte der Sohn doch ab, weil 
ihm die preisliche Gestaltung 
missfiel. 
 

Der Sohn schaltete einen ande-
ren Makler ein, der ihm gleich-
falls das Objekt, allerdings 
40.000 € preiswerter, anbot. Er 
wurde mit dem Verkäufer sechs 
Monate später handelseinig. 
 
Die Maklerin forderte daraufhin 
von ihrer Kundin - berechnet auf 
420.000 € - Schadensersatz in 
Höhe von 21.000 €. Sie unterlag 
beim Landgericht Wiesbaden. 
Ihre Berufung zum OLG Frank-
furt/Main hatte Erfolg. Das 
Oberlandesgericht gab der Klage 
in Höhe von 21.000 € zzgl. 
Zinsen statt. Die Kundin legte im 
Anschluss an eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde Revision zum 
BGH ein. Der Revision wurde im 
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Urteil vom 17.10.2018 stattge-
geben und die Klage wurde 
unter Abänderung des Beru-
fungsgerichts abgewiesen. 
 
Der I. Zivilsenat führte in seinem 
Urteil vom 17.10.2018 aus, dass 
der Makler nach § 652 Abs. 1 
Satz 1 BGB seine Provision 
verdient habe, wenn der beab-
sichtigte Vertrag tatsächlich 
zustande kommt. Führe seine 
Tätigkeit allerdings wie vorlie-
gend zum Abschluss eines 
anderen Vertrages habe er 
keinen Anspruch auf Makler-
lohn. 
 
Dabei sei nicht von Relevanz, 
dass der ursprünglich geforderte 
Kaufpreis von 460.000 € zu sehr 
vom vereinbarten Preis in Höhe 
von 420.000 € abweiche. Bei für 
den Kunden günstigen Preisab-
weichungen sei rechtlich genau 
zu prüfen, ob diese sich noch im 
erwartbaren Rahmen bewegen. 
Je länger die Vermarktung 
dauere, desto stärker verändere 
sich üblicherweise der Preis 
nach unten. Preisnachlässe von 
bis zu 15% stellten die wirt-
schaftliche Kongruenz von in 
Aussicht genommenen und 
durchgeführten Geschäft im 
Allgemeinen nicht in Frage 
(BGH, Urteil vom 13. Dezember 

2007, III ZR 163/07I). Bei Preis-
nachlässen von 50% oder mehr 
sei sie dagegen regelmäßig zu 
verneinen (BGH, Urteil vom 
3.7.2014, III ZR 530/13). Auf-
grund der Abweichung von 
weniger als 10% sei vorliegend 
von einer wirtschaftlichen 
Identität insoweit auszugehen. 

Relevant sei aber vorliegend, 
dass der Sohn und nicht die 
Kundin das Grundstücksgeschäft 
tätigte. Nach dem Wortlaut des 
§ 652 Abs. 1 Satz 1 BGB müsse 
der Kunde des Maklers nicht 
selbst Vertragspartner des 
Hauptvertrages werden (vgl. 
BGH, Urteil vom 20.6.1996, III ZR 
219/95, NJW-RR 1996, 1459). 
Beim Erwerb des nachgewiese-
nen Objekts durch einen Dritten 
könne eine wirtschaftliche 
Identität der Verträge vorliegen, 
wenn zwischen dem Makler-
kunden und dem Dritten beson-
ders enge persönliche oder 
besonders ausgeprägte wirt-
schaftliche Beziehungen be-
stünden. Maßgeblich sei die 
Frage, ob der Maklerkunde im 
Hinblick auf seine Beziehungen 
zu dem Erwerber gegen Treu 
und Glauben verstoßen würde, 
wenn er sich darauf beriefe, der 
ursprünglich von ihm erstrebte 
Vertrag sei nicht von ihm, son-
dern von einem Dritten abge-
schlossen worden. Das sei der 
Fall, wenn der Maklerkunde 
bewusst vorgeschoben werde 
oder wenn der wirtschaftliche 
Erfolg dem Maklerkunden 
ähnlich zugute komme, etwa, 
weil er im Anschluss an den 
Dritterwerb Mieter der Immobi-
lie werde. Diese besonderen 
Umstände seien nicht vorgetra-
gen oder vom Berufungsgericht 
festgestellt worden. Das Beru-
fungsgericht habe allein auf die 
verwandtschaftliche Beziehung 
zwischen der Maklerkundin und 
ihrem Sohn abgestellt, was nicht 
genüge. 
 

Die Maklerin könne anstelle der 
Provision auch keinen Scha-
densersatz in Höhe der Netto-
vergütung fordern. Ein Makler-
kunde sei auch ohne entspre-
chende Vertraulichkeitsabrede 
im Vertrag vertraglich verpflich-
tet, die Maklerinformationen 
vertraulich zu behandeln. Dies 
folge aus dem Wesen des Mak-
lervertrages und der gegenseiti-
gen vertraglichen Treuepflicht 
(BGH, Urteil vom 14.1.1987, IVa 
ZR 130/85). Der Kunde mache 
sich daher regelmäßig scha-
densersatzpflichtig, wenn er 
Informationen über die Mög-
lichkeit eines Vertragsabschlus-
ses an Interessenten des Objek-
tes weitergebe. Ob diese Ge-
heimhaltungspflicht auch ge-
genüber haushaltsangehörigen 
Familienmitgliedern bestünde, 
habe der BGH bisher offen 
gelassen. Sie sei zweifelhaft, 
könne aber auch für diesen Fall 
dahin stehen.  
 
Der Makler, der in dieser Situa-
tion Schadensersatz begehre 
müsse schlüssig darlegen, dass 
es ihm alternativ – also ohne die 
Vertraulichkeitsverletzung – 
gelungen wäre, das Objekt an 
einen anderen Maklerkunden 
provisionspflichtig nachzuwei-
sen. Die Maklerin habe indessen 
nicht vorgetragen, dass sie in 
der Lage gewesen wäre, einen 
Kaufvertrag auch mit einen 
anderen Interessenten zum 
Abschluss zu bringen. Ein Scha-
densersatzanspruch scheide 
daher aus, I ZR 154/17. 

 
 
 
 
 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=328d1fa77569ddb6b225a18269004bd1&nr=93141&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf


 

26  

Veranstaltungen 

 
 

 

Rechtliche Grundlagen der Mietverwaltung  
 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwältin Ellen Gerstenberg  

Fachanwältin für Miet- und WEG-Recht  

Fachanwältin für Bank- und Kapitalmarktrecht, 

Hamm 

Berlin 15.08.2019 179,00 € 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Leipzig 26.09.2019 179,00 € 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Stuttgart 17.10.2019 179,00 € 

 

10 Sonderprobleme des Mietrechts 
 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Heinz G. Schultze 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht 

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Leipzig 

Hannover 27.09.2019 179,00 € 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Düsseldorf  13.11.2019 179,00 € 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Dresden 21.11.2019 179,00 € 

 

Die Jahresabrechnung / Aktuelle Rechtsprechung zum Wohnungseigentumsrecht 
 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Vorsitzender Richter Dr. Peter Kieß 

Landgericht Dresden 

Kammer für WEG-Sachen 

Dresden 16.05.2019 179,00 € 

9.30-16.30 Uhr (5 Zeitstunden) Leipzig 07.11.2019 179,00 € 

 

Ziviles Baurecht für Immobilienverwalter 
 

 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) 

Rechtsanwältin Dunja Salmen 

Fachanwältin für Miet- und WEG-Recht  

Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht, Berlin 

 

Leipzig 

 

11.09.2019 

 
179,00 € 

 

Immobilienrecht für Wohnimmobilienverwalter – unverzichtbares Spezialwissen für Fort-

geschrittene 
 

9.30-16 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Volker Grundmann 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Berlin 
Berlin 26.09.2019 179,00 € 

9.30-16 Uhr (5 Zeitstunden) Berlin 04.12.2019 179,00 € 

 

Aufgaben des WEG-Verwalters bei der Verfolgung von Gewährleistungsansprüchen 
 

9.30-19 Uhr (7,5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Heinz G. Schultze 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht 

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Leipzig 

Essen 06.06.2019 269,00 € 

9.30-19 Uhr (7,5 Zeitstunden) Leipzig 20.06.2019 269,00 € 

 

Instandhaltung und Instandsetzung von Gemeinschaftseigentum  
 

9.30-16 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Volker Grundmann 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Berlin 
Berlin 23.05.2019 179,00 € 

 

Professionelle Betriebskostenabrechnung für Wohnraum und Gewerbe 
 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Dr. Harald Freytag 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, 

Offenbach a.M. 

Essen 24.10.2019 179,00 € 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Frankfurt/M. 07.11.2019 179,00 € 

 

Die Jahresabrechnung nach dem WEG  
 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwältin Ellen Gerstenberg  

Fachanwältin für Miet- und WEG-Recht  

Fachanwältin für Bank- und Kapitalmarktrecht, 

Hamm 

Hamburg 14.11.2019 179,00 € 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Essen 21.11.2019 179,00 € 
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Der WEG-Beschluss - Ladung – Versammlung und 12 besondere Beschlussgegenstände  
 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Rechtsanwalt Heinz G. Schultze 

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht 

Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Leipzig 

Berlin 13.06.2019 179,00 € 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Hamburg 17.06.2019 179,00 € 

13-19 Uhr (5 Zeitstunden) Hannover 27.06.2019 179,00 € 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Frankfurt/M. 14.08.2019 179,00 € 

10-17.15 Uhr (5 Zeitstunden) Stuttgart 28.11.2019 179,00 € 

*Frühbucherpreis bis circa 4 Wochen vor Veranstaltung; genaues Datum unter www.Verwalterakademie.de/Seminare 

**Es gelten unsere AGB und unsere Datenschutzbestimmungen (abrufbar unter www.Verwalterakademie.de)  

Buchung unter: www.Verwalterakademie.de  

 
Verbraucherpreisindex (VPI) 
 

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2015. Im Februar 2019 
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2010 auf 2015. Die Ände-
rung des Basisjahres findet alle 5 
Jahre statt. Das statistische 
Bundesamt überarbeitet dabei 
auch die statistischen Werte der 
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird 
dies vor allem aufgrund eines 
nachträglich ermittelten, geän-
derten Verbraucherverhaltens. 
Vorstehende Darstellungen 
beziehen sich auf Verträge mit 
Indexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 
kann die Ermittlung der Ände-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien es in der Vergan-
genheit versäumt haben, eine 
Anpassung durchzuführen oder 
ein anderer Index verwandt 
wurde.  Das Statistische Bun-
desamt bietet unter dem fol-
genden Link einen Onlinerech-
ner zur Berechnung von Schwel-
lenwerten und Veränderungsra-
ten von Wertsicherungsklauseln, 
die auf Verbrauchpreisindizes 
basieren.  

Hinsichtlich des vormals vom 
Bundesamt für Statistik ermit-
telten Index für die Lebenshal-
tung eines 4-Personen-
Arbeitnehmer-Haushalts wird 
auf die Umrechnungsmöglich-
keit gemäß BGH-Urteil vom 
4.3.2009 (XII ZR 141/07), ZIV 
2009, 47 verwiesen.  
Soweit der Vertrag noch älter ist 
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das 
Statistische Bundesamt gegen 
eine Entgelt von 30 € auch diese 
Teuerungsrate. 

Basis: 2015 

 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Januar 98,5 99,0 100,6 102,0 103,4      

Februar 99,2 99,3 101,2 102,3 103,8      

März 99,7 100,0 101,4 102,9 104,2      

April 100,2 100,1 101,8 103,1       

Mai 100,4 100,6 101,8 103,9       

Juni 100,4 100,7 102,1 104,0       

Juli 100,6 101,1 102,5 104,4       

August 100,6 101,0 102,6 104,5       

September 100,4 101,0 102,7 104,7       

Oktober 100,4 101,2 102,5 104,9       

November 99,7 100,5 102,1 104,2       

Dezember 99,7 101,2 102,6 104,2       

 

http://www.verwalterakademie.de/
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
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Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines 
Anspruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 

Mahnung gleichgestellt sind die 
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB). 
Einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 

nach dem Kalender bestimmt 
ist, die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe

 den sofortigen Eintritt des Ver-
zugs rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).  
Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spätestens 30 Tage nach 
Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-
über einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  
Im Streitfall muss allerdings der 
Gläubiger den Zugang der Rech-
nung (nötigenfalls auch den 
darauf enthaltenen Verbrau-

cherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.  
 
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz beträgt für das Jahr fünf 
Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbrau-
cher nicht beteiligt sind, neun 
Prozentpunkte (nur bei Ent-
gelten) über dem Basiszinssatz 
(§ 288 Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 
BGB). Diese Regelung gilt erst 
seit 29.7.2014. Davor belief sich 
dieser Zinssatz auf 8 %, Art. 229 
§ 34 EGBGB. Nähere Informati-

onen hierzu erhalten Sie auch in 
der ZIV 2014, S. 51. 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines 
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-
operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden 
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 

 
Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

 
Zeitraum  Basis-

zinssatz 
% 

Verzugs-
zinssatz % 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung % 

Zeitraum Basis-
zinssatz 
% 

Ver-
zugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung 
% 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.7. bis 28.07.2014* -0,73 4,27 7,27 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 29.7. bis 31.12.2014* -0,73 4,27 8,27 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.7. bis 31.12.2016 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.7. bis 31.12.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 1.1. bis 30.6.2018 -0,88 4,12 8,12 
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1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2018  -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 1.1. bis 30.6.2019 -0,88 4,12 8,12 

* Zur  Änderung siehe Text  oben. 
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Gerichtsentscheidungen und Gesetzen führt zwangsläufig zu einem Informationsverlust. Die Zeitschrift dient daher nur der Information, dass 
sich eine Änderung oder Ergänzung in bestimmten Rechtsfragen ergeben hat. Die Information genügt nicht für eine Rechtsanwendung im 
Einzelfall. Hierzu ist die Lektüre der Originaltexte erforderlich. 
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Datenschutzbestimmungen 

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutz-Information gilt für die Datenverarbeitung durch: 

Verantwortlicher: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, kanzleiansässig: Dufourstr. 23, 04107 Leipzig; bzw. Firma Die Verwalterakademie GmbH, 
ebenda, vertreten durch den Geschäftsführer Heinz G. Schultze, Dufourstr. 23, 04107 Leipzig;  

E-Mail: ZIV@kanzlei-schultze.de oder verwalter@verwalterakademie.de  

Telefon: 0341/964430 

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck von deren Verwendung bei Anmeldung zum Newsletter ZIV – 
Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht 

Sofern Sie nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO ausdrücklich eingewilligt haben, verwenden wir Ihre E-Mail-Adresse dafür, Ihnen regelmäßig 
unseren Newsletter – ZIV – Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht -  zu übersenden. Für den Empfang des Newsletters ist die Angabe einer 
E-Mail-Adresse ausreichend. 

Die Abmeldung ist jederzeit möglich, zum Beispiel über einen Link am Ende eines jeden Newsletters. Alternativ können Sie Ihren Abmelde-
wunsch gerne auch jederzeit an verwalter@verwalterakademie.de oder an ZIV@Kanzlei-Schultze.de senden. 

3. Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

 gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie 
Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Lö-
schung, Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern 
diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

 gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezo-
genen Daten zu verlangen; 

 gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbei-
tung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus 
Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

 gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der 
Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 
mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie ge-
mäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben; 

 gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und ma-
schinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen; 

 gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die 
Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen und 

 gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde 
Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

4. Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, 
haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür 
Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben oder sich der Widerspruch gegen Direktwerbung richtet. Im letzteren Fall 
haben Sie ein generelles Widerspruchsrecht, das ohne Angabe einer besonderen Situation von uns umgesetzt wird. 

Möchten Sie von Ihrem Widerrufs- oder Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an  ZIV@kanzlei-schultze.de oder verwal-
ter@verwalterakademie.de  

5. Datensicherheit 
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Wir bedienen uns geeigneter technischer und organisatorischer Sicherheitsmaßnahmen, um Ihre Daten gegen zufällige oder vorsätzliche 
Manipulationen, teilweisen oder vollständigen Verlust, Zerstörung oder gegen den unbefugten Zugriff Dritter zu schützen. Unsere Sicherheits-
maßnahmen werden entsprechend der technologischen Entwicklung fortlaufend verbessert. 

6. Aktualität und Änderung dieser Datenschutzerklärung 

Diese Datenschutzerklärung ist aktuell gültig und hat den Stand Mai 2018. 

Durch die Weiterentwicklung unserer Website und Angebote darüber oder aufgrund geänderter gesetzlicher beziehungsweise behördlicher 
Vorgaben kann es notwendig werden, diese Datenschutzerklärung zu ändern. Die jeweils aktuelle Datenschutzerklärung kann jederzeit auf der 
Website unter http://www.Kanzlei-Schultze.de/Datenschutz oder  http://www.Verwalterakademie.de von Ihnen abgerufen und ausgedruckt 
werden. 

 
 
 
ZURÜCK 
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